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Die Volkskammer der DDR - 
Sachwalter der Interessen des Volkes
HERBERT KELLE,
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Prof. Dr. sc. GERHARD SCHULZE,
1. Prorektor der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Am 14. Juni 1981 linden in der DDR Wahlen zur Volks­
kammer, zur Stadtverordnetenversammlung von Berlin, 
Hauptstadt der DDR, und zu den Bezirkstagen statt. Ge­
wählt werden die von den Arbeitskollektiven vorgeschla­
genen und geprüften Kandidaten der Nationalen Front, 
die in den kommenden fünf Jahren im Namen des Volkes 
in der Volkskammer sowie in den höchsten Volksvertre­
tungen der Hauptstadt und der Bezirke die staatlichen Ent­
scheidungen über die wichtigsten Angelegenheiten der ge­
sellschaftlichen Entwicklung unseres Landes treffen werden.

Sowohl die Stellung als auch die Arbeitsweise der 
Volkskammer als des obersten staatlichen Machtorgans der 
DDR (Art. 48 der Verfassung) veranschaulichen besonders 
deutlich, von wem und zu welchem Nutzen die politische 
Macht im Staat ausgeübt wird und wie die in ihm beste­
hende Demokratie tatsächlich wirkt.

Die Volkskammer verkörpert in Übereinstimmung mit 
dem Charakter unseres sozialistischen Arbeiter-und- 
Bauern-Staates die politische Macht der Arbeiterklasse und 
der mit ihr verbündeten Werktätigen, die gemeinsam 
unter Führung der marxistisch-leninistischen Partei der 
Arbeiterklasse die entwickelte sozialistische Gesellschaft 
errichten und damit grundlegende Voraussetzungen für den 
allmählichen Übergang zum Kommunismus schaffen.

Die unserer Volkskammer zufallenden- Aufgaben, ihre 
Rechte und Pflichten und nicht zuletzt die Zusammenset­
zung der Abgeordneten und deren Tätigkeit widerspiegeln 
die unantastbaren Grundlagen unserer sozialistischen Ge­
sellschaft: das feste Bündnis der Arbeiterklasse mit der 
Klasse der Genossenschaftsbauern, den Angehörigen der 
Intelligenz und den anderen Schichten des Volkes, das so­
zialistische Eigentum an den Produktionsmitteln und die 
Befreiung des Volkes von Ausbeutung und Unterdrückung.

Das gesamte Wirken der Volkskammer dient der im 
Programm der SED festgelegten Hauptrichtung zur wei­
teren Entwicklung unseres sozialistischen Staates: der 
breiten Entfaltung und Vervollkommnung der sozialisti­
schen Demokratie.1 1

Erfolgreiche Bilanz der Arbeit zum Wöhle des Volkes

In der zurückliegenden Wahlperiode wurde die Tätigkeit 
der Volkskammer als oberstes staatliches Machtorgan • zur 
Entscheidung der Grundfragen der staatlichen Innen- und 
Außenpolitik systematisch ausgebaut. Vor allem das Gesetz 
zur Ergänzung und Änderung der Verfassung der DDR 
vom 7. Oktober 1974 (GBl. I Nr. 47 S. 425) und die auf sei­
ner Grundlage beschlossene neue Geschäftsordnung der 
Volkskammer (GBl. I Nr. 50 S. 469) führten dazu, die Rolle 
der Volkskammer und ihrer Abgeordneten weiter zu erhö­
hen sowie die Verbindung zu den Werktätigen noch 
wirksamer zu gestalten. Zunehmend wird die Arbeit der 
Volkskammer durch die umfassende und sachkundige Mit­
wirkung der Werktätigen und ihrer Kollektive an der Vor­
bereitung, Durchführung und Kontrolle der Gesetze ge­
prägt.

Entsprechend der Verfassung (Art. 48) konzentriert die 
Volkskammer ihre gesetzgeberische Tätigkeit auf die 
Beratung und Beschlußfassung über die grundsätzlichen 
Aufgaben zur weiteren Gestaltung der entwickelten sozia­
listischen Gesellschaft in der DDR, insbesondere zur wei­

teren Erhöhung der ökonomischen Leistungskraft, zur 
Festigung des sozialistischen Staates und zur Verwirk­
lichung des sozialpolitischen Programms der Partei der 
Arbeiterklasse. Grundlegende Entscheidungen wurden von 
ihr auch zu der dem Frieden und dem Sozialismus, der 
Entspannung und der Sicherheit dienenden Außenpolitik 
unseres Staates getroffen. Hierbei standen der Ausbau des 
brüderlichen Bündnisses mit der Sowjetunion und den 
anderen sozialistischen Staaten, die Stärkung der interna­
tionalen Positionen der DDR als untrennbarer Bestandteil 
der sozialistischen Staatengemeinschaft, der Schutz ihrer 
sozialistischen Errungenschaften sowie die Solidarität mit 
den gegen imperialistische Aggression und Unterdrückung, 
für nationale Befreiung kämpfenden Völkern im Vorder­
grund. Bewährte Methoden und gute Erfahrungen wurden 
schneller verallgemeinert und so die sozialistische Staats­
politik noch stärker zum Anliegen des ganzen Volkes 
gemacht.

Insgesamt beweist die Tätigkeit der Volkskammer, daß 
sie eine „arbeitende Körperschaft“ im Marxschen Sinne 
ist2, die nach dem Prinzip der Einheit von Beschlußfassung, 
Durchführung und Kontrolle arbeitet. Ihr erfolgreiches 
Wirken an der Spitze unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates 
stimuliert maßgeblich und überzeugend die stolze Bilanz, 
die der X. Parteitag der SED über die sozialistische Ent­
wicklung unserer Gesellschafts- und Staatsordnung in den 
letzten fünf Jahren ziehen konnte.

Die Funktion der Volkskammer 
als oberstes staatliches Machtorgan

In unserem sozialistischen Staat der Arbeiter und Bauern 
erhält. die Volkskammer ihre Vollmachten ausschließlich 
vom werktätigen Volk, und sie trägt nur ihm gegenüber 
Verantwortung. Sie besitzt laut Verfassung das Recht, den 
souveränen Willen des Volkes in staatlichen Gesetzen für 
jedermann verbindlich zu erklären (Art. 49), und verfügt 
über alle notwendigen Mittel, diesen in der gesellschaft­
lichen Wirklichkeit umzusetzen.

Was kennzeichnet die Funktion der Volkskammer als 
oberstes staatliches Machtorgan?3

1. „Sie entscheidet in ihren Plenarsitzungen über die 
Grundfragen der Staatspolitik. Die Volkskammer ist das 
einzige verfassungs- und gesetzgebende Organ in der DDR. 
Niemand kann ihre Rechte einschränken.“ (Art. 48 Abs. 1 
und 2 Verf.)

In 13 Tagungen der 7. Wahlperiode (1976 bis 1981) be­
schloß die Volkskammer über 70 Gesetze. Darunter sind 
solche bedeutenden wie das Gesetz über den Fünf jahrplan 
zur Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR (1976 bis 
1980) und die jährlich verabschiedeten Gesetze über den 
Volkswirtschaftsplan und den Staatshaushaltsplan, das 
Arbeitsgesetzbuch, das Gesetz über die Landesverteidi­
gung, das Paßgesetz und das Gesetz zum Schutz des Kul­
turgutes der DDR. Dazu zählen weiter die Gesetze über die 
Staatsanwaltschaft, über die Kollegien der Rechtsanwälte, 
über die Wiedereingliederung aus dem Strafvollzug entlas­
sener Bürger in das gesellschaftliche Leben und über die 
Verleihung und Stiftung staatlicher Auszeichnungen.

Für die Gestaltung der außenpolitischen Beziehungen 
sind von besonderer Bedeutung die Gesetze zu Verträgen 
über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigem


